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Stadt Detmold 
 
389 Einladung zur 19. öffentlichen/nicht öffentli-

chen Sitzung des Rates am Donnerstag, 
20.10.2011, 17:00 Uhr, in der Aula des Stadt-
gymnasiums, Martin-Luther-Straße 4, 32756 
Detmold 

 
Tagesordnung 

 
A. ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  

1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern;  
Vorschläge und Anfragen der Politik; Informationen 
der Verwaltung 

  
1.1 Schreiben von Herrn Peter Kommol, Bürger gestal-

ten ihre Umwelt e. V. (BGU);  
Stadtentwicklung im Detmolder Norden, 
Antrag auf Einbeziehung der BGU in dortige Stadt-
entwicklung und Verkehrsplanung 
- Schreiben ist der übersandten Sitzungseinladung 
beigefügt 

  
1.2 Schreiben von Herrn B vom 05.10.2011;  

Petition zur befristeten Aussetzung des § 61a Lan-
deswassergesetz (LWG)  
- Schreiben mit Anlagen, Eingabe vom 11.05. mit 
Verwaltungsantwort und Protokollauszug des Rates 
vom 26.05.11 zur damaligen Eingabe sind der über-
sandten Sitzungseinladung beigefügt 

  

2 Genehmigung der Niederschrift über die 18. öffentli-
che Sitzung vom 29.09.2011 
- Niederschrift wird gesondert übersandt 

  

3 Umbesetzung von Ausschüssen und anderen Gre-
mien 

  

 
 
 
 

 
4 Satzungsangelegenheiten (ohne Baurecht) 
  
4.1 Änderung der Gebührensatzung über die Erhebung 

von Marktstandsgeldern in der Stadt Detmold vom 
05.08.2003 
Vorlage: Fb 3/294/2011 

  
5 Beabsichtigte Sparkassenfusion 

Vereinigung der Sparkassen Detmold und Pader-
born 
Vorlage: VV/298/2011 

  

6 Gewerbesteueraufteilung anlässlich der Sparkas-
senfusion 
Vorlage: VV/318/2011 

  

7 Zweckverbandsversammlung der neu zu gründen-
den Sparkasse Paderborn-Detmold; 
Besetzung der Zweckverbandsversammlung 
Vorlage: Fb 1/326/2011 

  

8 Resolution zur Dichtheitsprüfung privater Abwasser-
anlagen 
Vorlage: Fb 1/323/2011 

  

9 Mandat der Musikschule 
Vorlage: VV/215/2011 und Vorlage: VV/215/2011/1 

  

10 Bericht zur Situation der Kindertagesbetreuung in 
Detmold für das Kindergartenjahr 2011/2012, Pla-
nung für das Kindergartenjahr 2012/2013 und plane-
rische Eckdaten für den Zeitraum bis Ende 2013 
Vorlage: Fb 2/278/2011 
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11 Vertrag zwischen der Stadt Detmold, dem Kreis Lip-

pe und der Verbraucherzentrale Nordrhein-
Westfalen (NRW) e. V. bezüglich der Beratungsstel-
le für Verbraucher in Detmold 
Vorlage: Fb 2/284/2011 

  

12 Projekt "Mobile Jugendarbeit" in Detmold Hier: Ver-
trag zwischen der Stadt Detmold und dem Deut-
schen Kinderschutzbund Ortsverband Detmold e.V. 
Vorlage: Fb 2/286/2011 

13 Projekt "Streetwork unter besonderer Berücksichti-
gung migrationsspezifischer Aspekte" in Detmold 
Hier: Vertrag zwischen der Stadt Detmold und der 
Drogenberatung e.V. in Lippe 
Vorlage: Fb 2/287/2011 

  

14 Elternbeitragsfreiheit im letzten Kindergartenjahr - 
Geschwisterregelung - Ausgleich des Einnahmeaus-
falls durch das Land 
Vorlage: Fb 2/288/2011 und Vorlage: Fb 2/317/2011 

  

15 Ersatzbau für die Heinrich-Drake-Realschule im 
Schulzentrum Mitte - Überarbeitung der Planung 
und der Investitionskosten 
Vorlage: Fb 5/295/2011 

  

16 Neuvergabe der Rechte der Außenwerbung in der 
Stadt Detmold im Rahmen einer zu prüfenden Ko-
operation 
Beschlussfassung 
Vorlage: Fb 8/272/2011/2 

  

17 Verschiedenes 
  
B. NICHT ÖFFENTLICHE SITZUNG 
  

1 Eingaben von Bürgerinnen und Bürgern;  
Vorschläge und Anfragen der Politik; Informationen 
der Verwaltung 

  

2 Genehmigung der Niederschrift über die Sondersit-
zung des Rates am 22.09.2011 
- Niederschrift wird gesondert übersandt 

  

3 Genehmigung der Niederschrift über die 18. nicht 
öffentliche Sitzung vom 29.09.2011 
- Niederschrift wird gesondert übersandt 

  

4 Bestellung einer Verwaltungsprüferin 
Vorlage: 1.4/320/2011 

  

5 Übernahme von Konzessionen in Lippe durch die 
Stadtwerke Detmold GmbH 
Vorlage: VV/299/2011 und Vorlage: VV/299/2011/1 

  

 
 
 
 
 
 
 

 
6 Neuvergabe der Rechte der Außenwerbung in der 

Stadt Detmold im Rahmen einer zu prüfenden Ko-
operation 
Vorlage: Fb 8/272/2011 und Vorlage: Fb 
8/272/2011/1 

  

7 Verschiedenes 
 
 
Rainer Heller 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 14.10.2011 
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Stadt Horn – Bad Meinberg 
 
390 12. Sitzung der Stadt Horn – Bad Meinberg in der 

Wahlperiode 2009/2014 am 20.10.2011 
 
Die 12. Sitzung des Rates in der Wahlperiode 2009/2014 
findet am 
 

Donnerstag, den 20.10.2011 um 18:00 Uhr 
 
im Rathaussaal im Stadtteil Horn, Marktplatz 4 statt. 
 
Tagesordnung 
 
I. Öffentlicher Teil 
1 Bekanntgabe des wesentlichen Inhaltes der in 

der nichtöffentlichen Sitzung des Rates am 
21.07.2011 gefassten Beschlüsse 

 
2 Vereinigung der Sparkassen Detmold und Pa-

derborn 
hier: vertragliche Grundlagen und Gremienbe-
setzung 

 
2.1 Antrag der CDU-Fraktion zu der Fusion der 

Sparkassen Detmold und Paderborn 
 
3 Jahresabschluss 2010 
 
4 Mitgliedschaft in den erweiterten Schulkonfe-

renzen der Schulen  
hier: Ausübung des Stimmrechts in der Sitzung 
am 20.10.2011 

 
5 Neufassung der Benutzungsordnung und des 

Gebührentarifs für die Stadtbücherei Julie 
Hirschfeld 

 
6 Wahl einer/eines Beigeordneten 
 
7 Neufassung der Straßenbaubeitragssatzung 
 
7.1 Antrag der CDU-Fraktion zur Neufassung der 

Straßenbaubeitragssatzung 
 
8 Historischer Stadtkern Horn 

Förderprogramm "Jung kauft alt" 
 

9 Bebauungsplan M 15 „Silvaticum“ 
Satzungsbeschluss zur Teilaufhebung 

 
10 Außenbereichssatzung gem. § 35 (6) BauGB 

für den Bereich Siebenstern, Stt. Bad Meinberg 
a) Beschlüsse zu Stellungnahmen aus der Be
 hördenbeteiligung 
b) Satzungsbeschluss 

 
11 Bebauungsplan M 24 „Nördlich und südlich der 

Pyrmonter Straße", Stt. Bad Meinberg 
a) Beschlüsse zu Stellungnahmen aus der  
 erneuten Beteiligung der Behörden und  
 Träger öffentlicher Belange und aus der  
 öffentlichen Auslegung 
b) Satzungsbeschluss 

 

 
12 Erschließung des Baugebietes "Schäferweg" im 

Stt. Horn 
Bereitstellung von Haushaltsmitteln 

 
13 Widmung der Erschließungsanlage "Am alten 

Kirchweg", im Stt. Leopoldstal 
 
14 Änderung der Satzung über die Straßenreini-

gung und Erhebung von Straßenreinigungsge-
bühren 
1. Anpassung der Winterdienstgebühren in  
 der Stadt Horn-Bad Meinberg 
2. Erweiterung der Straßenreinigung im Stt.  
 Bad Meinberg um die Blomberger Straße 

 
15 Trauerhalle 'Steinheimer Straße' 

hier: Abbau nach Dachproblemen 
 
16 Feststellung des Jahresabschlusses und des 

Lageberichtes 2010 der Stadtwerke Horn-Bad 
Meinberg 

 
17 Wirtschaftsplan 2011 Abwasserbeseitigung 

3. Änderung des Vermögensplanes 
 
18 Antrag der SPD-Fraktion bezüglich Vorrangflä-

chen für Windkraftanlagen 
 
19 Anfrage der SPD-Fraktion wegen sprachlicher 

Integration von Migranten 
 
20 Anregungen und Beschwerden 
 
21 Einwohnerfragestunde 
 
22 Anfragen / Mitteilungen 
 
II. Nichtöffentlicher Teil 
 
23 Anfrage der CDU-Fraktion zum Thema Wirt-

schaftsförderung 
 
24 Anregungen und Beschwerden 
 
25 Anfragen / Mitteilungen 
 
Horn-Bad Meinberg, den 12.10.2011 
 
 
Block 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 14.10.2011 
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Stadt Lage 
 
391 Lärmaktionsplanung in Lage; Öffentlichkeitsin-

formation und Beteiligung 
 
Gemäß der Richtlinie 2002/49/EG vom 25. Juni 2002 über 
die Bewertung und Bekämpfung von Umgebungslärm (Um-
gebungslärmrichtlinie) sind die Mitgliedsstaaten der EG  
verpflichtet Umgebungslärm entlang von Hauptverkehrs-
straßen und in Ballungsräumen zu kartieren und sofern ei-
ne Betroffenheit vorliegt, einen Lärmaktionsplan aufzu-
stellen. In NRW ist die Lärmkartierung an den Hauptver-
kehrsstraßen außerhalb der Ballungsräume vom Lan-
desamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz (LANUV) 
durchgeführt worden. Die erarbeiteten Lärmkarten weisen 
in Lage relevante Lärmquellen an den Hauptstraßen im Be-
reich der B239 (zwischen der Schötmarschen Str. von ca. 
Einmündung Danziger/Waldenburger Str. bis Kreuzung 
Friedrich – Petri Str. und an der Detmolder Str. von der 
Kreuzung Marktkauf bis zur Stadtgrenze, Ellernkrug) und 
der B66 (zwischen der Kreuzung Friedrich-Petri Str. bis 
Kreuzung Eichenallee und der Kreuzung Friedrich-
Petri./Stauffenberg Str. bis Einmündung zur Pottenhauser 
Str.) auf. 
 
Im Rahmen der Lärmaktionsplanung ist die Öffentlichkeit 
zu informieren und zu beteiligen. 
Der Entwurf des Lärmaktionsplans der Stadt Lage ist im 
Ausschuss für Umweltfragen und Grün am 21. September 
2011 vorgestellt worden. Die örtliche Presse hat zu dem 
Thema am 20. und 23. September 2011 berichtet. Seit 
dem 23.09.2011 ist der Entwurf des Lärmaktionsplans auf 
der Homepage der Stadt Lage unter www.lage.de einzu-
sehen. 
Die vom LANUV erarbeiteten Lärmkarten und der Entwurf 
des Lärmaktionsplans liegen auch öffentlich zur Einsicht-
nahme in der Zeit vom 
 
  17. 10. 2011 bis 31.10.2011 
 
während der Öffnungszeiten im Bürgerbüro der Stadt La-
ge, Lange Straße 74, aus. 
Während der Auslegungsfrist können Anregungen und 
Vorschläge zur Lärmminderung schriftlich oder zur Nieder-
schrift vorgebracht werden. 
Weitergehende Informationen können über 
www.umgebungslaerm.nrw.de abgerufen werden. 
Als Ansprechpartner steht Frau M. Wißmann, Fachteam 
Umwelt, Lange Str. 68, Rathaus III, Zi. 305, Tel.: 05232 
601670, e-mail: m.wissmann@lage.de während der Öff-
nungszeiten des Rathauses, nach Terminvereinbarung, zur 
Verfügung. 
 
Stadt Lage, den 10. Oktober 2011 
 
Der Bürgermeister 
 
 
gez. C. Liebrecht 

Kr.Bl. Lippe 14.10.2011 
 
 
 
 
 
 
 

 
392 Satzung zum Schutz des Baumbestandes in der 

Stadt Lage vom 10. Oktober 2011 
 
Der Rat der Stadt Lage hat auf Grund des § 7 der Gemein-
deordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 
(GV NW S. 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
09.10.2007 (GV NW S. 380) und des § 45 des Gesetzes 
zur Sicherung des Naturhaushaltes und zur Entwicklung 
der Landschaft (Landschaftsgesetz - LG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 21.Juli 2000 (GV NRW S. 568), 
in den jeweils z. Z. gültigen Fassungen, in seiner Sitzung 
am 21. Dezember 2010 folgende Satzung beschlossen: 
 

Präambel 
 
Die vorliegende Satzung zum Schutz des Baumbestandes 
ist als Teil des kommunalen Umweltschutzes in Lage zu 
sehen. Sie zielt darauf ab, die kommunale Umweltsituation 
mit dem Mittel der Sicherung gewachsenen Baumbestan-
des zu verbessern.  
 
Bäume sind ein Teil des natürlichen Lebensraumes und 
haben somit eine vielfältige und für den Menschen lebens-
notwendige Bedeutung, die entscheidend zur Lebensquali-
tät beiträgt. 
Bäume verbessern das Stadtklima, indem sie Hitze und 
Trockenheit mildern, bewirken eine Verminderung schädli-
cher Umwelteinflüsse wie Lärm oder Luftverschmutzung. 
Bäume tragen entscheidend zur Auflockerung und Gliede-
rung des Ortsbildes bei und dienen daher der Naherholung. 
 
Um den gewachsenen Baumbestand in der Stadt zu schüt-
zen und zu erhalten, hat die Stadt Lage diese Baum-
schutzsatzung erlassen. Da eine solche Satzung allein a-
ber kaum den gewünschten Schutz erreichen kann, ist es 
notwendig und wünschenswert, dass alle Bürger die Be-
deutung, den Wert und die Schutzbedürftigkeit der vorhan-
denen Bäume in der Stadt erkennen und danach handeln. 
 
Damit die Wohlfahrtswirkungen der Bäume auch durch 
neue Baumgenerationen den Bürgern zugute kommen 
können, sind nach Baumentfernungen Neupflanzungen 
notwendig. 
 
Wichtig ist hierbei, dass durch die Inhalte dieser Satzung 
unbürokratisches Handeln ermöglicht wird. 
 

§ 1 
Gegenstand der Satzung 

 
(1) Nach Maßgabe dieser Satzung soll der Baumbestand 

(Bäume) zur  
 

a)  Sicherstellung der Leistungsfähigkeit des Natur-
haushaltes,  

b)  Gestaltung, Gliederung und Pflege des Orts- und 
Landschaftsbildes und zur Sicherung der Naher-
holung,  

c)  Abwehr schädlicher Einwirkungen auf den Men-
schen und auf Stadtbiotope,  

d)  Erhaltung oder Verbesserung des Stadtklimas,  
e)  Erhaltung eines artenreichen Gehölzbestandes  
f)  Förderung der Naturverbundenheit und des 

Baumschutzbewusstseins der Bürger geschützt 
werden. 
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§ 2 

Geltungsbereich 
 
(1)  Diese Satzung gilt innerhalb der im Zusammenhang 

bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB) und der Geltungsbe-
reiche der Bebauungspläne (§ 30 BauGB), soweit 
diese nicht eine land- oder forstwirtschaftliche Nut-
zung festsetzen. 

 
(2)  Diese Satzung findet keine Anwendung, wenn inner-

halb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile und 
des Geltungsbereiches der Bebauungspläne durch 
ordnungsbehördliche Verordnungen Naturschutzge-
biete, Naturdenkmale oder geschützte Land-
schaftsbestandteile ausgewiesen werden (§ 42a Abs. 
2 LG) oder Sicherstellungsanordnungen ergehen (§ 
42e LG), sofern die Verordnung oder Sicherstellungs-
anordnungen Regelungen für den Baumbestand ent-
halten. 

 
(3)  Die Vorschriften dieser Satzung gelten nicht für Wald 

im Sinne des Gesetzes zur Erhaltung des Waldes und 
zur Förderung der Forstwirtschaft (Bundeswaldge-
setz) vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037), zuletzt ge-
ändert am 31. Juli 2010 (BGBl. I S. 1050), und des 
Forstgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesforstgesetz) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 24. April 1980 (GV NW S. 546, SGV NW 
790), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. März 
2910 (GV NW S. 185). 

 
§ 3 

Erhaltenswerte Bäume 
 
(1)  Erhaltenswert sind Bäume mit einem Stammumfang 

von mindestens 120 cm, gemessen in einer Höhe von 
100 cm über dem Erdboden.  

 
(2)  Diese Satzung gilt auch für Bäume, die auf Grund von 

Festsetzungen eines Bebauungsplanes zu erhalten 
sind, auch wenn die Voraussetzungen des Absatzes 
1 nicht vorliegen und für die nach dieser Satzung vor-
genommenen Ersatzpflanzungen (§ 6). 

 
(3)  Nicht unter diese Satzung fallen Pappeln, Weiden, 

Erlen, Birken Obstbäume (außer Esskastanien und 
Walnüsse) und Nadelbäume. Für den Fächerblatt-
baum (Ginkgo biloba) gelten die Bestimmungen von 
Abs. 1. 

 
§ 4 

Unerlaubte Handlungen 
 
(1)  Im Geltungsbereich dieser Satzung ist es verboten, 

erhaltenswerte Bäume zu entfernen, zu zerstören, zu 
schädigen oder ihren Aufbau wesentlich zu verän-
dern.  

 
(2)  Unter die Verbote des Absatzes 1 fallen auch Einwir-

kungen auf den Kronen- und Wurzelbereich, den zu 
erhaltene Bäume zur Existenz benötigen, und die zur 
Schädigung oder zum Absterben des Baumes führen 
oder führen können, insbesondere durch:  

 
 
 
 
 

 
a)  Befestigung der Fläche mit einer wasserundurch-

lässigen Decke (z. B. Asphalt, Beton),  
b)  Abgrabungen, Ausschachtungen (z. B. durch 

Aushebung von Gräben) oder Aufschüttungen,  
c)  Lagern, Anschütten oder Ausgießen von Salzen, 

Säuren, Ölen, Laugen, Farben oder Abwässern,  
d)  Austreten von Gasen und anderen schädlichen 

Stoffen aus Leitungen,  
e)  Anwendung von Unkrautvernichtungsmitteln (Her-

biziden), soweit sie nicht für die Anwendung unter 
Gehölzen zugelassen sind sowie  

f)  Anwendung von Streusalzen, soweit nicht durch 
die Straßenreinigungs- und Gebührensatzung et-
was anderes bestimmt ist.  

 
(3)  Nicht unter die Verbote des Absatzes 1 fallen ord-

nungsgemäße Maßnahmen z. B. Lichtraumprofil-
schnitt, Gefahrenastentfernung zur Pflege und Stand-
ortverbesserung erhaltenswerter Bäume sowie Maß-
nahmen zum Betrieb von Baumschulen oder Gärtne-
reien. 

 
§ 5 

Ausnahmen und Befreiungen 
 

(1) Bei erhaltenswerten Bäumen ab 120 cm Stammum-
fang ist die beabsichtigte Fällung schriftlich unter An-
gabe der Art und Größe des Baumes bei der „Stadt 
Lage – Der Bürgermeister – Lange Str. 72“ anzuzei-
gen (Anzeigepflicht). 

 Die Stadt Lage hat innerhalb eines Zeitraumes von 4 
Wochen nach Eingang der Anzeige über das Ersu-
chen zu entscheiden. 

 Die Zustimmung der Stadt gilt als erteilt, wenn sie 
nicht innerhalb dieses Zeitraumes verweigert wurde. 

 
(2)  Ausnahmen zu den Verboten des § 4 sind zu geneh-

migen, wenn 
 

a)  der Eigentümer oder Nutzungsberechtigte eines 
Grundstückes aufgrund von Vorschriften des öf-
fentlichen Rechts verpflichtet ist, zu erhaltene 
Bäume zu entfernen oder ihren Aufbau wesentlich 
zu verändern und er sich nicht in anderer zumut-
barer Weise von dieser Verpflichtung befreien 
kann,  

b)  eine nach den baurechtlichen Vorschriften oder 
anderen rechtlichen Vorschriften zulässige Nut-
zung sonst nicht oder nur unter wesentlichen Be-
schränkungen verwirklicht werden kann,  
 

c)  von dem zu erhaltenen Baum Gefahren für Perso-
nen oder Sachen von bedeutendem Wert ausge-
hen und die Gefahren nicht auf andere Weise mit 
zumutbarem Aufwand beseitigt werden können,  

d)  der zu erhaltene Baum krank ist und die Erhaltung 
auch unter Berücksichtigung des öffentlichen Inte-
resses mit zumutbarem Aufwand nicht möglich ist. 

 
(3)  Von den Verboten des § 4 können im Einzelfall Be-

freiungen erteilt werden, wenn das Verbot zu einer 
nicht beabsichtigten Härte führen würde und eine Be-
freiung mit den öffentlichen Interessen vereinbar ist. 
Eine Befreiung kann auch aus Gründen des allgemei-
nen Wohls erfolgen.  
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(4) Die Befreiung oder Ausnahme ergeht unbeschadet 

privater Rechte Dritter und kann mit Nebenbestim-
mungen verbunden werden. Die Erlaubnis auf Grund 
einer beantragten Ausnahme oder Befreiung erlischt, 
wenn von ihr nicht innerhalb von 2 Jahren nach Ertei-
lung Gebrauch gemacht wird. 

 
§ 6 

Ersatzpflanzungen 
 
Die Ersatzpflanzung sollte ein oder mehrere Bäume der-
selben oder gleichwertigen Art sein. 
Beträgt der Stammumfang des entfernten Baumes, ge-
messen in 1 m Höhe über dem Erdboden, bis zu 150 cm, 
ist als Ersatz ein Baum derselben oder gleichwertigen Art 
mit einem Mindestumfang von 15 cm in 1 m Höhe über 
dem Erdboden zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
Für jede weitere angefangenen 30 cm Stammumfang ist 
ein weiterer Baum gleicher Qualität zu pflanzen. Wachsen 
die zu pflanzenden Bäume nicht an, so ist die Ersatzpflan-
zung zu wiederholen. 
 
Sollte eine Ersatzpflanzung nicht möglich sein, so kann die 
Stadt die Bepflanzung auf eigenen Flächen vornehmen. 
Die Kosten hierfür (Preis Baum zuzüglich 150,00 € Pflanz-
kostenpauschale) hat der Antragsteller zu tragen. 
 

§ 7 
Haftung der Rechtsnachfolger 

 
Für die Erfüllung der Verpflichtungen aus dieser Satzung 
haftet auch der Rechtsnachfolger des Grundstückseigen-
tümers oder Nutzungsberechtigten. 
 

§ 8 
Betretungsrecht 

 
Die Beauftragten der Stadt sind berechtigt, nach Voran-
kündigung zum Zwecke der Durchführung dieser Satzung 
Grundstücke zu betreten. Sie sind verpflichtet, sich auf Ver-
langen des Grundstückseigentümers oder des Nutzungs-
berechtigten auszuweisen. Sofern Gefahr im Verzuge be-
steht, kann auf eine Vorankündigung verzichtet werden.  
 

§ 9 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1)  Ordnungswidrig gem. § 70 Abs. 1 Nr. 17 LG handelt, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

a)  geschützte Bäume entgegen den Verboten des § 
4 und ohne Ausnahmegenehmigung oder Ertei-
lung einer Befreiung nach § 5 entfernt, zerstört, 
schädigt oder ihren Aufbau wesentlich verändert,  

b)  Nebenbestimmungen zu einer Ausnahmegeneh-
migung oder Erteilung einer Befreiung nach § 5 
nicht erfüllt,  

c)  seinen Verpflichtungen nach § 6 nicht nachkommt,  
 

(2)  Ordnungswidrigkeiten können gem. § 71 Abs. 1 LG 
mit einer Geldbuße bis zu 25.000,00 Euro geahndet wer-
den, soweit die Zuwiderhandlung nicht nach anderen 
Rechtsvorschriften mit Strafe bedroht ist.  
Die eingenommenen Geldmittel werden für Ersatzpflan-
zungen im öffentlichen Bereich genutzt. 
 
 
 

 
§ 10 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung zum Schutz des Baumbestandes 
in der Stadt Lage wird hiermit bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigenverfahren wurde nicht 
durchgeführt. 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden 

c)  der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher be-
anstandet oder 

d)  der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lage vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor-
den, die den Mangel ergibt. 

 
Lage, den 10. Oktober 2011 
 
 
gez. C. Liebrecht 
Bürgermeister 

Kr.Bl. Lippe 14.10.2011 
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